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von Rechtsanwalt Dr. Stefan Jäger 

 

 

Mit dem Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung vom 23.06.2014 hat der Gesetzgeber u. a. die „Rente mit 

63“ für besonders langjährig Versicherte eingeführt. Begünstigt werden 

von dieser Regelung jedoch nur wenige Geburtsjahrgänge. 

 

Seit 01.07.2014 können Versicherte der Deutschen Rentenversicherung, 

die vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, abschlagsfrei in Rente gehen, 

wenn sie das 63. Lebensjahr vollendet und die Wartezeit von 45 Jahren 

erfüllt haben. Für Versicherte die nach dem 31.12.1952 geboren sind, 

wird die vorstehend genannte Altersgrenze von 63 Jahren schrittweise 

angehoben. Versicherte mit dem Geburtsjahr 1963 können entsprechend 

abschlagsfrei bei Erreichen eines Alters von 64 Jahren und zehn Monaten 

in Rente gehen, für später Geborene bleibt es bei der bisherigen Regelung 

einer abschlagsfreien Rente nach Vollendung des 65. Lebensjahres, so-

weit die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

Bei seiner Regelung hat der Gesetzgeber gänzlich außer Acht gelassen, 

dass nunmehr schwerbehinderte Versicherte, die ebenfalls eine Wartezeit 

von 45 Jahren erfüllt haben, nicht mehr in ausreichendem Maße gegen-

über Versicherten, die nicht schwerbehindert sind, privilegiert werden. Im 

Einzelfall kann sich die Inanspruchnahme der Rente für Schwerbehinder-

te sogar nachteilig gegenüber der Altersrente für besonders langjährige 

Versicherte in Form der „Rente mit 63“ auswirken. 

 

Nach weit verbreiteter Auffassung hat es der Gesetzgeber schlicht ver-

säumt, das Gesetz zur „Rente mit 63“ auf die bestehenden Übergangsre-

gelungen, unter anderem für Schwerbehinderte, anzupassen. Es besteht 

daher begründete Aussicht, dass der Gesetzgeber das Gesetz in seiner 

jetzigen Fassung nochmals nachbessern wird. Auch ein Verfahren vor 

dem Bundesverfassungsgericht kann derzeit nicht ausgeschlossen wer-

den. 

 

„Rente mit 63“ benachteiligt 

Schwerbehinderte  

Betroffene sollten vorsorglich 

Rechtsmittel einlegen 
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Es ist vor diesem Hintergrund daher allen Versicherten, die 

 

- die Wartezeit von 45 Jahren erfüllen,  

- vor dem 31.12.1963 geboren wurden und 

- schwerbehinderte sind 

 

zu empfehlen, gegen einen Bescheid über die Altersrente für schwerbehinderte 

Menschen innerhalb der Widerspruchsfrist Widerspruch einzulegen, um sich so 

alle Rechte zu wahren. Im weiteren Verlauf bleibt sodann zunächst abzuwarten, 

ob der Gesetzgeber von sich aus nachbessert oder ein Musterverfahren vor dem 

Bundesverfassungsgericht durchgeführt werden wird. 

 
Dr. Stefan Jäger 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Sozialrecht 


